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Liebe Mandanten, 

wir freuen uns Ihnen heute die letzte Ausgabe für das Jahr 2021 

unseres Mandantenrundschreibens mit den neusten Tipps und 

Änderungen im Steuerrecht zusenden zu dürfen. 

 

Sollten Sie unsere Informationen zukünftig lieber per E-Mail erhalten 

wollen oder einen Termin für ein persönliches Beratungsgespräch 

wünschen, rufen Sie uns unter der 09971 / 85190 an oder schreiben 

Sie uns eine Mail an cham@jgp.de. 

 

 

Mit den besten Grüßen 

Ihre Sozietät Jürgen Geiling & Partner 

 

 

 

 

Entscheidung zur Besteuerung von 
Renten landet vor dem 
Bundesverfassungsgericht 

In der unterschiedlichen Besteuerung von Renten bis 2004 – normale Renten 

wurden nur mit dem Ertragsanteil, Pensionen von Beamten voll versteuert – sah 

das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) eine verfassungswidrige 

Ungleichbehandlung. Es verpflichtete den Gesetzgeber zu einer Neuregelung 

spätestens mit Wirkung ab 2005. Seit dem 1.1.2005 sind nicht nur Pensionen, 

sondern auch Rentenbezüge im Grundsatz voll einkommensteuerpflichtig. 

Demgegenüber können aber die Altersvorsorgeaufwendungen als 

Sonderausgaben abgezogen werden (sog. nachgelagerte Besteuerung). 

 

In seinen Entscheidungen vom 19.5.2021 stellte der Bundesfinanzhof (BFH) fest, 

dass auf der Grundlage seiner eigenen Berechnungsvorgaben zwar jetzige 

Rentenjahrgänge voraussichtlich noch nicht, aber spätere Jahrgänge sehr wohl 

von einer doppelten Besteuerung ihrer Renten betroffen sein dürften. Dies folgt 

insbesondere daraus, dass der Rentenfreibetrag mit jedem Jahr kleiner wird. 

Mit der Entscheidung des BFH gaben sich die klagenden Steuerpflichtigen aber 

nicht zufrieden. Sie legten Beschwerde beim BVerfG ein und monierten, dass 

nach den BFH-Urteilen Eheleute gegen­über Nicht­verheirateten benach­teiligt 

werden, weil eine mögliche Witwenrente ange­rechnet wird, obwohl sie gekürzt 

oder nicht gezahlt wird, wenn der Witwer oder die Witwe eigenes Einkommen 

beziehen oder bezogen haben.  

 

Anmerkung: Mit Schreiben des Bundesfinanzministeriums vom 30.8.2021 

werden Finanzämter verpflichtet, die Steuerbescheide wegen einer eventuellen 

Doppelbesteuerung der Rente für „vorläufig“ zu erklären. Einsprüche deswegen 

sind i. d. R. entbehrlich. Allein schon wegen der BFH-Urteile will der Gesetzgeber 

entsprechend reagieren und eine zeitnahe Änderung der Rentenbesteuerung für 

die Zukunft vornehmen müssen. 

 

BFH-PM Nr. 19 v. 31.5.2021, BFH-Urt. v. 19.5.2021 – X R 33/19, BVerfG-Urt. v. 6.3.2002 - 2 BvL 17/99 (DW20210723), 

BVerfG Az: 2 BvR 1143/21 und 2 BvR 1140/21 (DW20211214)
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Finanzämter setzen bis auf weiteres 
keine Zinsen mehr fest 

 

 

 

Festgesetzte Nachforderungs- und 

Erstattungszinsen für Verzinsungszeiträume ab 

dem 1.1.2019 werden ausgesetzt. Steuerpflichtige 

müssen somit nun keine Nachforderungszinsen 

mehr auf eine Steuernachzahlung entrichten. Auf 

der anderen Seite findet auch keine Erstattung von 

Steuerzinsen durch die Finanzämter statt. Das 

Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat mit 

Schrei­ben vom 17.9.2021 klargestellt, dass die 

Regelung über die Aussetzungsverfügung solange 

gilt, bis der Gesetzgeber eine Neuregelung schafft, 

auf deren Grundlage die Neuberechnung und die 

Korrektur der ursprünglichen Zinsfestsetzungen 

erfolgen kann.  

 

Die Regelung gilt ausdrücklich nicht für die 

Aussetzung anderer steuerlicher Zinsen wie 

z. B. Stundungs-, Hinterziehungs- oder 

Prozesszinsen. Die Grundlage für die Klarstellung 

des BMF bildet die Entscheidung des 

Bundesverfassungsgerichts, dass die Höhe des 

Zinssatzes auf Steuerforderungen von 6 % pro Jahr 

verfassungswidrig sei.  

 

Anmerkung: Hier sei darauf hingewiesen, dass 

Einsprüche aufgrund des BMF-Schreibens gegen 

die Aussetzung der festgesetzten Erstattungszinsen 

als unbegründet zurückgewiesen werden sollen. 

 

 

BVL-PM Nr. 14 v. 30.9.2021 (DW20211209) 

 

Angabe des Zeitpunkts der Leistung in Rechnungen 

Der Gesetzgeber hat zu Rechnungen detaillierte 

Vorschriften erlassen. So müssen viele Vorgaben 

erfüllt sein, damit eine „ordnungsgemäße Rechnung“ 

vorliegt und dem Unternehmer die entsprechende 

Vorsteuer zusteht. Der Vorsteuerabzug würde in 

Fällen, in denen die notwendigen Voraussetzungen 

nicht erfüllt sind, durch das Finanzamt abgelehnt 

werden. In einem Schreiben vom 9.9.2021 nimmt die 

Finanzverwaltung dazu Stellung. 

 

In dem BFH-Urteil vom 1.3.2018 wurde letztendlich 

entschieden, dass mangels eines extra 

ausgewiesenen Leistungsdatums sich dieses auch 

aus dem Rechnungsdatum ergeben kann. Die 

Finanzverwaltung stellt nun aber klar, dass ein 

Vorsteuerabzug nach wie vor nicht gewährt werden 

kann, wenn Angaben auf der Rechnung fehlen oder 

falsch sind. Dazu gehören auch Rechnungen, die 

nicht den Zeitpunkt oder notfalls Zeitraum der 

Leistung oder Lieferung enthalten. Nur wenn der 

Finanzverwaltung sämtliche sonstige Unterlagen zu 

dem Fall vorliegen, könnte die Vorsteuer abgezogen 

werden, wie z. B. anhand von vorliegenden 

Lieferscheinen oder gültigen Verträgen.  

 

Der Umsatzsteuer-Anwendungserlass wurde 

dementsprechend geändert. Der Leistungszeitpunkt 

kann sich aus dem Rechnungsdatum ergeben, wenn 

die Leistung zweifelsfrei in dem Monat ausgeführt 

wurde. Insbesondere in Branchen, in denen es üblich 

ist, dass Leistung und Rechnungsdatum nicht 

übereinstimmen, können solche Zweifel aber nur 

schwer widerlegt werden. Außerdem genügen 

unrichtige oder ungenaue Angaben, die keinen 

Rückschluss auf den Ort der Leistung und eine 

mögliche Steuerpflicht ermöglichen, den 

Anforderungen an eine ordnungsgemäße Rechnung 

nicht.  

 

Anmerkung: Grundsätzlich sollten weiterhin in den 

Rechnungen alle vom Gesetz geforderten Angaben 

enthalten sein, um nicht den Vorsteuerabzug zu 

gefährden! 

 

BMF-Schreiben v. 9.9.2021; Bezugnahmen zum BFH-Urt. v. 1.3.2018, V R 

18/17 (DW20211201) 

 

Steuerpflichtiger Schadensersatz wegen Prospekthaftung 

Bei Personengesellschaften wird zum einen in der 

Gesamthandsbilanz der Gewinn der Gesellschaft 

ermittelt und dieser Betrag dann anteilig den 

einzelnen Gesellschaftern zugerechnet. Zum 

anderen wird für jeden Gesellschafter aber auch noch 

eine gesonderte Bilanz aufgestellt. In dieser 

Sonderbilanz werden alle Einnahmen und Ausgaben 

des Gesellschafters erfasst, welche in 

Zusammenhang mit der Gesellschaft entstanden 

sind. Ob auch ein gezahlter Schadensersatz bei 

gewerblichen Personengesellschaften bei den 

Sondereinnahmen zu erfassen ist, hat nun der 

Bundesfinanzhof (BFH) mit Urteil vom 17.3.2021 

entschieden. 

 

Im entschiedenen Fall wurde einem Steuerpflichtigen 

aufgrund fehlender Angaben in Prospekten 

Schadensersatz zugesprochen. Bei dem Ersteller 

dieser Prospekte handelt es sich um einen 

gewerblich tätigen Filmfonds. Der Steuerpflichtige 

war diesem zuvor als Kommanditist beigetreten. Das 

Finanzamt setzte den gezahlten Schadensersatz in 

der Sonderbilanz des Steuerpflichtigen als Einnahme 

an. 

 

Diese Auffassung vertrat auch der BFH. Der gezahlte 

Schadensersatz ist steuerpflichtig. In diesem Fall 

wurde zudem noch ein Zinsanspruch für die Dauer 

des Gerichtsverfahrens erstritten, auch dieser 

unterliegt der Besteuerung. 

 

BFH, Urt. v. 17.3.2021 – IV R 20/18 (DW20211206) 

 

 

Handlungsempfehlungen und Gestaltungshinweise zum Jahresende 

a) TERMINSACHE: Sonderabschreibungen 

beim Mietwohnungsneubau 

 

Mit dem Gesetz zur Förderung des 

Mietwohnungsneubaus wurde eine 

Sonderabschreibung in Höhe von jährlich 5 % 

eingeführt. So können – unter weiteren 

Voraussetzungen (z. B. dürfen die 

abschreibungsfähigen Anschaffungs- oder 

Herstellungskos­ten nicht mehr als 3.000 € je m² 

Wohnfläche betragen) – im Jahr der Anschaffung 

oder Herstellung und in den folgenden 3 Jahren 

neben der regulären Abschreibung in Anspruch 

genommen werden. Somit werden innerhalb des 

Abschreibungszeitraums insgesamt bis zu 28 % 

der förderfähigen Anschaffungs- oder 

Herstellungskosten steuerlich berücksichtigt. 

 



 
 

NOVEMBER | DEZEMBER 2021 3 

Bitte beachten Sie! Die Regelung wird auf 

Herstellungs- oder Anschaffungsvorgänge 

beschränkt, für die der Bauantrag oder die 

Bauanzeige nach dem 31.8.2018 und vor dem 

1.1.2022 gestellt wird. Die Sonderabschreibungen 

können auch dann in Anspruch genommen werden, 

wenn die Fertigstellung nach dem 31.12.2021 erfolgt; 

längstens bis 2026! Ob die (neue) Bundesregierung 

eine Verlängerung anstrebt, ist zzt. nicht bekannt. 

 

 

b) Verträge überprüfen  

 

Grundsätzlich sollten Verträge einmal jährlich auf 

Anpassungsbedarf kontrolliert werden; egal ob es 

sich dabei um Miet-, Anstellungs-, Versicherungs- 

oder Verträge mit Geschäftsführern handelt. 

Insbesondere bei Verträgen zwischen 

beherrschenden Gesellschafter-Geschäftsführern 

und der GmbH sind getroffene Vereinbarungen auf 

ihre Fremdüblichkeit und Angemessenheit und auf 

die Gefahr einer verdeckten Gewinnausschüttung hin 

zu überprüfen.  

 

Müssen entsprechende Vereinbarungen angepasst 

werden, sind sie im Vorhinein zu treffen, damit sie 

auch steuerrechtlich anerkannt werden. Sie sind stets 

schriftlich zu fixieren und wie vereinbart 

durchzuführen, um keine Zweifel am Willen der 

Beteiligten zuzulassen. 

 

 

c) Änderung bei der Sonderabschreibung für 

kleine und mittlere Unternehmen 

 

Kleine und mittlere Unternehmen profitieren von der 

Sonderabschreibung von bis zu 20 %. Werden 

bewegliche Wirtschaftsgüter wie z. B. Maschinen 

angeschafft oder hergestellt, können – unter weiteren 

Voraussetzungen – im Jahr der Anschaffung oder 

Herstellung sowie in den folgenden 4 

Wirtschaftsjahren neben der normalen Abschreibung 

zusätzlich Sonderabschreibungen in Höhe von 

insgesamt bis zu 20 % in Anspruch genommen 

werden.  

 

Der Unternehmer kann entscheiden, in welchem Jahr 

er wie viel Prozent der Sonderabschreibung 

beanspruchen will und damit die Höhe des Gewinns 

steuern. 

 

Bis 31.12.2019 betrug die für die Inanspruchnahme 

der Ver­güns­tigung relevanten 

Betriebsvermögensgrenzen bei Bilanzierenden 

235.000 € bzw. der Wirtschaftswert bei Betrieben der 

Land- und Forstwirtschaft 125.000 €; die 

Gewinngrenze bei Einnahme-Überschuss-Rechnern 

beträgt 100.000 €.  

 

Künftig gilt für alle Einkunftsarten eine einheitliche 

Gewinngrenze i. H. v. 200.000 € für die 

Sonderabschreibung. Diese Änderung gilt 

gleichermaßen auch für die Inanspruchnahme des 

Investitionsabzugsbetrags (siehe nachfolgend). Die 

Neuregelungen zu der Sonderabschreibung und dem 

Investitionsabzugsbetrag gelten in den nach dem 

31.12.2019 endenden Wirtschaftsjahren.  

 

Mit dem Jahressteuergesetz 2020 fallen auch 

vermietete Wirtschaftsgüter in den 

Anwendungsbereich in diesem Zeitraum. 

 

 

d) Gewinnplanung mit geändertem 

Investitionsabzugsbetrag  

 

Steuerpflichtige können für neue oder gebrauchte 

beweg­liche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, 

die sie anschaffen oder herstellen wollen – unter 

weiteren Voraussetzungen wie z. B. der betrieblichen 

Nutzung zu mindestens 90 % –, bis zu 40 % der 

voraussichtlichen Anschaffungs- oder 

Herstellungskosten steuerlich gewinnmindernd 

abziehen.  

 

Das Jahressteuergesetz 2020 erhöht den 

Abzugsbetrag von 40 % auf 50 % für Investitionen 

ab dem 1.1.2020. Auch hier spielen die 

Betriebsgrößenmerkmale keine Rolle mehr; es 

gilt die einheitliche Gewinngrenze von 200.000 €. 

Der Abzugsbetrag darf im Jahr der Inanspruchnahme 

und den 3 Vorjahren 200.000 € je Betrieb nicht 

übersteigen.  

 

Beispiel (bis 31.12.2019): Ein Unternehmer will in 

den nächs­ten 3 Jahren für seinen Betrieb eine 

Maschine im Wert von netto 50.000 € anschaffen. 

Hierfür kann er bereits für 2019 einen 

Inves­titionsabzugsbetrag in Höhe von 40 % 

(= 20.000 €) der Anschaffungskosten in Anspruch 

nehmen, der sich in diesem Jahr auch 

gewinnmindernd auswirkt.  

 

Schafft der Unternehmer nunmehr diese Maschine, 

für die er den Investitionsabzugsbetrag in Anspruch 

genommen hat, innerhalb der nächsten drei Jahre an, 

kann er die Bemessungsgrundlage für die weiteren 

Abschreibungen und Sonderabschreibungen auf 

30.000 € im Anschaffungsjahr vermindern, um die 

erforderliche steuerliche Hinzurechnung 

auszugleichen. Zusätzlich kann er eine 

Sonderabschreibung in Höhe von 20 % (= 6.000 €) 

gewinnmindernd ansetzen. 

 

Beispiel (ab 1.1.2020 – nach dem JStG 2020): Ein 

Unternehmer will in den nächsten 3 Jahren für seinen 

Betrieb eine Maschine im Wert von netto 50.000 € 

anschaffen. Hierfür kann er bereits für 2020 einen 

Investitionsabzugsbetrag in Höhe von 50 % (= 

25.000 €) der Anschaffungskosten in Anspruch 

nehmen, der sich in diesem Jahr auch 

gewinnmindernd auswirkt.  

 

Schafft der Unternehmer diese Maschine, für die er 

den Investitionsabzugsbetrag in Anspruch 

genommen hat, an, kann er die 

Bemessungsgrundlage für die weiteren 

Abschreibungen und Sonderabschreibungen auf 

25.000 € im Anschaffungsjahr vermindern, um die 

erforderliche steuerliche Hinzurechnung 

auszugleichen. Zusätzlich kann er eine 

Sonderabschreibung i. H. v. 20 % (= 5.000 €) 

gewinnmindernd ansetzen. 

 

Der Investitionsabzugsbetrag kann auch in Anspruch 

genommen werden, ohne dass dafür ein 

„bestimmtes“ Wirtschaftsgut angeschafft werden 

muss. Voraussetzung ist jedoch, dass der 

Steuerpflichtige die Summen der Abzugsbeträge und 

der hinzuzurechnenden oder rückgängig zu 

machenden Beträge nach amtlich vorgeschriebenen 

Datensätzen durch Datenfernübertragung 

übermittelt. Dies erfolgt bei bilanzierenden 

Unternehmen über die E-Bilanz und bei der 

Gewinnermittlung durch Einnahmen-Überschuss-

Rechnung über die elektronische Übermittlung der 

Anlage EÜR. 

 

Nach wie vor gilt: Die Berücksichtigung des 

Investitionsabzugsbetrags ist in dem Wirtschaftsjahr 

rückgängig zu machen, in dem der Abzug erfolgt ist, 

wenn die geplanten Investitionen unterbleiben. Dafür 

werden bestandskräftige Bescheide korrigiert und es 

entstehen Zins­aufwendungen! 

 

Investitionsabzugsbetrag auch für einen 

betrieblichen Pkw: Die Gewährung eines 

Investitionsabzugsbetrags setzt u. a. voraus, dass 

der Steuerpflichtige beabsichtigt, das begüns­tigte 

Wirtschaftsgut in einer inländischen Betriebsstätte 

des Betriebs ausschließlich oder fast ausschließlich 

betrieblich zu nutzen. Unter diesen Voraussetzungen 

kann der Investitionsabzugsbetrag auch für einen 

Pkw in Anspruch genommen werden. Der Nachweis 

der betrieblichen Nutzung ist über ein Fahrtenbuch zu 

führen. 

 

Anmerkung: Wird der Pkw ausschließlich seinen 

Arbeitnehmern zur Verfügung gestellt – dazu zählen 

auch angestell­te GmbH-Geschäftsführer –, handelt 

es sich um eine 100%ige betriebliche Nutzung.  

 

 

e) Längere Frist beim Investitionsabzugsbetrag 

 

Der Investitionsabzugsbetrag (IAB) sorgt dafür, dass 

für bestimmte künftige Anschaffungen oder 

Herstellungen vorab eine Gewinnminderung 

vorgenommen wird. Dies eröffnet ein Zeitfenster von 

grundsätzlich 3 Jahren, um die Investi­tion 

durchzuführen. Die Steuerlast wird so in ein späteres 

Jahr verlagert. Lässt der Steuerpflichtige die 3-

Jahres-Frist verstreichen, ohne eine Investition 

vorzunehmen, muss er die vorgenommene 

Gewinnminderung rückgängig machen und im 

Regelfall eine Steuernachzahlung plus Zinsen 

leisten.  

 

Um für kleine und mittlere Unternehmen mehr 

Flexibilität und eine Planungssicherheit während der 

Corona-Krise zu schaffen, hat der Gesetzgeber eine 

Ausdehnung der Investitionsfrist für in 2017 und 2018 
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gebildete IAB vorgesehen. Danach haben 

Steuerpflichtige für in 2017 gebildete IAB 5 Jahre 

Zeit, um die geplante Investition durchzuführen. Für 

in 2018 gebildete IAB sind 4 Jahre für die geplante 

Anschaffung oder Herstellung vorgesehen. Die 

Verlängerung der Investitionszeit bis zum 31.12.2022 

ist Teil des Gesetzes zur Modernisierung des 

Körperschaftsteuerrechts. 

 

f) Gehaltsbestandteile steuerlich optimieren 

 

Grundsätzlich sollten Arbeitgeber und Arbeitnehmer 

sich darüber Gedanken machen, die verschiedenen 

steuerfreien und -begünstigten Lohnbestandteile 

optimal auszuschöpfen.  

 

So können z. B. Sachbezüge unter Ausnutzung der 

monatlichen Freigrenze von 44 € (ab 2022 = 50 €) 

oder der Rabattfreibetrag von 1.080 € (jährlich) für 

vom Betrieb angebotene Waren oder Zuschüsse und 

Sachbezüge zu den Aufwendungen für die Nutzung 

öffentlicher Verkehrsmittel gewährt werden. 

 

Ernst Röbke Verlag Eigener Beitrag, BR-PM v. 28.6.2019 (DW20210826); JStG 

2020; DStV-PM v. 20.5.2021 (DW20210717)

 

Verpflichtender Arbeitgeberzuschuss zur Entgeltumwandlung 

Ab dem 1.1.2022 gilt ein verpflichtender 

Arbeitgeberzuschuss für Entgeltumwandlungen, und 

zwar für bestehende 

Entgeltumwandlungsvereinbarungen im Rahmen der 

betrieblichen Altersvorsorge, die vor dem 1.1.2019 

abgeschlossen wurden. Für Vereinbarungen, die 

nach dem 1.1.2019 abgeschlossen wurden, ist der 

Zuschuss ab sofort zu gewähren. Mit dem 

Arbeitgeberzuschuss sollen Anreize geschaffen 

werden, Betriebsrenten für Arbeitnehmer attraktiver 

zu gestalten.  

 

Grundsätzlich haben alle 

rentenversicherungspflichtigen Arbeitnehmer 

einen Rechtsanspruch auf Entgeltumwandlung. 

Die Zuschusspflicht des Arbeitgebers wird fällig, 

wenn die Entgeltumwandlung im Rahmen einer 

Direktversicherung, Pensionskasse oder eines 

Pensionsfonds erfolgt. Der Zuschuss gilt sowohl für 

steuerfreie als auch für pauschalbesteuerte 

Entgeltumwandlungen.  

 

Der Arbeitgeber muss die Entgeltumwandlung 

seiner Arbeitnehmer mit 15 % des 

umgewandelten Entgelts bezuschussen, soweit 

durch die Entgeltumwandlung eine 

Sozialversicherungsersparnis realisiert wird. 

Wird durch die Entgeltumwandlung weniger als 15 % 

an Sozialversicherungsbeiträgen eingespart, kann 

der Zuschuss auf die tatsächliche Ersparnis begrenzt 

werden (sog. Spitz-Abrechnung). 

 

Der Zuschuss kann auch unabhängig von der Höhe 

einer solchen Ersparnis pauschal mit 15 % gewährt 

werden, um etwa Mehraufwand für die 

Lohnbuchhaltung zu vermeiden. Sind 

anderslautende tarifvertragliche Regelungen 

getroffen worden, stehen diese hingegen der 

gesetzlichen Neuregelung voran, auch wenn sie nun 

einen Nachteil für den Arbeitnehmer bedeuten.  

 

Bitte beachten Sie! Der Arbeitgeberzuschuss ist ab 

1.1.2022 für alle Unternehmen verpflichtend. Wird er 

nicht fristgerecht oder vollständig gewährt, drohen 

Haftungsrisiken. 

 

HDI-Fachinformation 08/2021 (DW2021115)

 

Neue Pflichten durch das Transparenzregister- und Finanzinformationsgesetz 

Seit dem 1.8.2021 ist das Transparenzregister- und 

Finanzinformationsgesetz in Kraft. Das Gesetz wirkt 

sich erheblich auf Vereinigungen aus, die bisher 

aufgrund der seit 2017 gesetzlich verankerten sog. 

Mitteilungsfiktionen keine Meldungen zum 

Transparenzregister abgeben mussten. Bisher galt 

es als ausreichend, dass sich die notwendigen 

Angaben aus anderen Registern, nämlich dem 

Handels-, Partnerschafts-, Genossenschafts-, 

Vereins- oder Unternehmensregister, ergeben 

haben. Diese Mitteilungsfiktionen sind nunmehr 

ersatzlos weggefallen, die Mitteilungspflichten 

demzufolge erheblich ausgeweitet worden.  

 

Mitteilungspflichtig sind juristische Personen des 

Privatrechts (z. B. GmbH, AG, eingetragene und 

konzessionierte Vereine, rechtsfähige Stiftungen) 

und eingetragene Personengesellschaften (KG, 

OHG, PartG), sowie nicht rechtsfähige Stiftungen 

(soweit der Stiftungszweck aus der Sicht des 

Stiftenden eigennützig ist), ferner Trusts und 

vergleichbare Rechtsgestaltungen mit dem 

Satzungssitz in Deutschland. Alle diese 

Vereinigungen müssen ihre wirtschaftlich 

berechtigten Personen anmelden. Von der 

Meldepflicht ausgenommen sind nicht eingetragene 

Vereine, Gesellschaften bürgerlichen Rechts (GbR), 

Stille Gesellschaften sowie Erbengemeinschaften. 

 

Das Transparenzregister wird geführt vom 

Bundesanzeiger Verlag und ist unter 

www.bundesanzeiger.de aufrufbar. Die 

Eintragungen in das Transparenzregister sind dort 

elektronisch vorzunehmen. 

 

Übergangsfristen: Das Gesetz sieht für bisher nicht 

mitteilungspflichtige Vereinigungen folgende 

Übergangsfristen vor: 

 bis zum 31.3.2022: sofern es sich um eine 

Aktiengesellschaft, SE (Europäische 

Gesellschaft) oder Kommanditgesellschaft auf 

Aktien handelt  

 bis zum 30.6.2022: sofern es sich um eine 

Gesellschaft mit beschränkter Haftung, 

Genossenschaft, Europäische Genossenschaft 

oder Partnerschaft handelt  

 bis zum 31.12.2022: in allen anderen Fällen. 

 

Bitte beachten Sie! Verstöße gegen die oben 

genannten Transparenzpflichten sind 

Ordnungswidrigkeiten und können mit einer 

Geldbuße geahndet werden. 

 

Transparenzregister- und Finanzinformationsgesetz v. 25.6.2021 – BGBl 2021 I 

S. 2083 (DW20211113) 

 

Neuer Mindestlohn ab 1.1.2022 

Die Mindestlohnkommission empfahl am 1.7.2020 

eine gesetzliche Anpassung des Mindestlohns in 

mehreren Stufen. Daraufhin wurde dieser ab dem 

1.1.2021 von 9,35 € brutto auf 9,50 € angehoben. 

Zum 1.7.2021 erfolgte eine weitere Erhöhung auf 

9,60 €. Die nächsten Anpassungen erfolgen dann 

zum 1.1.2022 auf 9,82 € und ab dem 1.7.2022 auf 

10,45 €. 

 

Der gesetzliche Mindestlohn gilt für alle 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer über 18 Jahre. 

Unter bestimmten Voraussetzungen haben auch 

Praktikantinnen und Praktikanten Anspruch auf 

Mindestlohn. Ausgenommen vom Erhalt des 

Mindestlohns sind z. B. Auszubildende, ehrenamtlich 

Tätige oder Teilnehmerinnen und Teilnehmer an 

einer Maßnahme der Arbeitsförderung.  

 

Bitte beachten Sie! Bei Verträgen mit Minijobbern 

muss überprüft werden, ob durch den Mindestlohn 

die Geringfügigkeitsgrenze von 450 € pro Monat 

überschritten wird.  

 

 

Ernst Röbke Verlag, BR-PM v. 1.7.2020 (DW20211114))
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Zeitraumbezogene Zuzahlung des Arbeitnehmers zum Dienstwagen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bei der Besteuerung von Pkws gibt es im Steuerrecht 

einige Besonderheiten zu beachten. So müssen 

Arbeitnehmer, die einen Firmenwagen zur Verfügung 

gestellt bekommen und diesen auch privat nutzen 

dürfen, einen sog. geldwerten Vorteil versteuern. Je 

nach Vereinbarung muss der Arbeitnehmer u. U. für 

die Nutzung noch Zuzahlungen leisten. Wie diese 

zeitlich zu berücksichtigen sind, hatte der 

Bundesfinanzhof (BFH) mit Urteil vom 16.12.2021 zu 

entscheiden. 

In dem Fall aus der Praxis arbeitete ein Rentner als 

geringfügig Beschäftigter und bekam von seinem 

Arbeitgeber einen Dienstwagen zur Verfügung 

gestellt, den er auch privat nutzen durfte. Wie 

vertraglich vereinbart, zahlte der Rentner bei 

Anschaffung direkt eine Zuzahlung - im 

entschiedenen Fall in Höhe von 20.000 € für einen 

festgelegten Nutzungszeitraum von 96 Monaten. Im 

Rahmen der Einkommensteuerveranlagung 

berechnete das Finanzamt den geldwerten Vorteil, 

die zeitraumbezogene Zuzahlung wurde jedoch nicht 

berücksichtigt. 

Der Bundesfinanzhof entschied hingegen, dass die 

Zuzahlung, die für einen abgegrenzten Zeitraum 

geleistet wurde, gleichmäßig zu verteilen und 

monatlich für den Arbeitnehmer steuermindernd zu 

berücksichtigen ist. 

 

BFH-Urt. v. 16.12.2020 – VI R 19/18 (DW20211104)

 

Klarstellung zu Handwerkerleistungen der öffentlichen Hand 

Steuerpflichtige können für die Inanspruchnahme 

von haushaltsnahen Beschäftigungsverhältnissen 

und Dienstleistungen sowie Handwerkerleistungen 

steuerliche Vergünstigungen in Anspruch nehmen. 

Dazu gehören auch Handwerkerleistungen bis zu 

einem Höchstbetrag von 1.200 € (= 20 % von 6.000 

€) im Jahr. Begünstigt sind allerdings nur die 

Arbeitskosten; Material-kosten zählen nicht zu den 

steuerbegünstigten Leistungen. Grundsätzlich sollte 

daher für die durchgeführten Arbeiten eine Rechnung 

angefordert werden, auf der die Materialkosten 

getrennt von den Arbeits-, Fahrt- und 

Maschinenkosten aufgelistet sind. Der 

Rechnungsbetrag sollte dann auch „überwiesen“ 

werden. Barzahlungen werden nicht anerkannt. 

Angemerkt sei hier noch, dass der relevante 

Rechnungsbetrag nicht die Bemessungsgrundlage 

für die Einkommensteuer mindert, sondern direkt von 

der Einkommensteuer abgezogen werden kann. 

 

Werden Handwerkerleistungen durch die öffentliche 

Hand durchgeführt, sind sie nicht 

begünstigungsfähig, wenn sie allen beteiligten 

Haushalten zugutekommen. Hierzu gehört etwa der 

Ausbau des Versorgungsnetzes oder die 

Erschließung von Straßen, aber auch 

Reinigungsarbeiten und Winterdienst, wenn sie sich 

auf die Fahrbahn beziehen.  

In seinem Schreiben vom 1.9.2021 stellt das 

Bundesfinanzministerium klar, dass 

Handwerkerleistungen der öffentlichen Hand nur 

dann als begünstigt gelten, wenn sie sich um 

haushaltsnahe Dienstleistungen im räumlich-

funktionalen Zusammenhang mit dem Haushalt 

einzelner Grundstückseigentümer verorten lassen. 

Dies gilt etwa, wenn bei Straßenreinigungsarbeiten 

und Winterdiensten der entsprechende Gehweg 

eines Anwesens gereinigt oder geräumt wird. 

 

BMF-Schreiben v. 1.9.2021 – IV C 8 – S 2296-b/21/10002 :001 (DW20211107) 

 

 

Zweckgebundene Spenden können steuerlich begünstigt sein 

Spenden, die einer konkreten Zweckbindung 

unterliegen, können steuerbegünstigt anzuerkennen 

sein. Zu diesem Schluss kam der Bundesfinanzhof 

(BFH) in einem Urteil vom 16.3.2021. Im verhandelten 

Fall ging es um Spenden, die einem bestimmten Tier 

zugutekommen sollten. 

 

Eine Steuerpflichtige übergab einer Vertreterin eines 

gemeinnützigen Tierschutzvereins und einer 

gewerblichen Tierpension eine Spende in Höhe von 

5.000 €. Das Geld sollte konkret für die Pflege eines 

Tieres verwendet werden, das in der Pension 

untergebracht war. Der Tierschutzverein stellte 

daraufhin eine Zuwendungsbestätigung 

(„Spendenbescheinigung“) aus. Finanzamt und 

Finanzgericht (FG) lehnten einen Spendenabzug ab. 

 

Der BFH führte hingegen aus, dass die Bestimmung 

eines konkreten Verwendungszwecks der Spende 

nicht dem steuerlichen Abzug entgegensteht. 

Allerdings müsse die Zweckbindung im Rahmen der 

vom Tierschutzverein verfolgten steuerbegünstigten 

Zwecke liegen. Ob die Unterbringung in einer 

Tierpension der Förderung des Tierwohles diene, 

müsse noch gerichtlich festgestellt werden, weswegen 

die Sache zurück an das FG verwiesen wurde. Soll 

eine Spende einer konkret benannten Person 

zugutekommen, so ist eine Unentgeltlichkeit der 

Zuwendung Voraussetzung für einen Spendenabzug, 

um etwa verdeckte Unterhaltsleistungen zu 

verhindern. Diese Voraussetzung fehle laut dem BFH 

zwar in diesem Fall, doch sei hier nicht von einer 

verdeckten Unterhaltszahlung auszugehen, zumal das 

betreffende Tier nicht der Steuerpflichtigen gehörte. 

 

BFH-Urt. v. 16.3.2021 – X R 37/19 (DW20211108) 

 

Kein Gestaltungsmissbrauch bei Veräußerung eines Grundstücks nach unentgeltlicher 
Übertragung 

In einem vor dem Bundesfinanzhof (BFH) 

ausgefochtenen Urteil erwarb eine Steuerpflichtige 

entgeltlich ein bebautes Grundstück. Innerhalb der 

zehnjährigen Behaltensfrist übertrug sie dieses ohne 

Gegenleistung hälftig auf ihre beiden volljährigen 

Kinder, welche es am selben Tag der Übertragung 

noch veräußerten. Zuvor wurden die 

Veräußerungsverhandlungen aber nicht durch die 

Kinder, sondern durch ihre Mutter geführt. Das 

Finanzamt ging von Missbrauch rechtlicher 

Gestaltungsmöglichkeiten aus und setzte bei der 

Mutter den entstandenen zu versteuernden 

Veräußerungsgewinn an.  

 

Der BFH entschied jedoch zugunsten der 

Steuerpflichtigen. Nach seiner Auffassung ist hier 

nicht von Gestaltungsmissbrauch auszugehen. 

Durch die Schenkung an die Kinder, läuft die 

zehnjährige Behaltensfrist weiter und eine 

Veräußerung innerhalb dieser würde damit auf jeden 

Fall der Besteuerung unterliegen. Unerheblich ist 

dabei bei wem. Da die Kinder das Grundstück 

veräußert haben, ist der Veräußerungsgewinn 

anteilig bei ihnen zu berücksichtigen und nicht bei der 

Mutter als Schenkende. 

 

BFH–Urt. v. 23.4.2021 – IX R 8/20 (DW2021110)
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Schenkung von GmbH-Anteilen an leitende Angestellte 

Bei der Übertragung von Gegenständen, Gebäuden 

oder auch Gesellschaftsanteilen zwischen Personen 

oder Personengruppen ist es je nach Einzelfall 

manchmal nicht eindeutig zu beurteilen, ob der 

entsprechende Vorgang unter die private oder 

berufliche Sphäre fällt und welche steuerlichen 

Konsequenzen deswegen damit verbunden sind. 

Diese Problematik war auch Teil eines im 

Aussetzungsverfahren getroffenen Beschlusses des 

Finanzgerichts Sachsen-Anhalt (FG). 

 

Im entschiedenen Fall war ein Ehepaar 

Gesellschafter einer GmbH. Um über ihre Nachfolge 

in der Gesellschaft zu bestimmen, übertrugen sie die 

Mehrheit ihrer Anteile auf ihren Sohn und zudem 

noch weitere gleich große Teile auf mehrere leitende 

Angestellte. Das Finanzamt beurteilte diese 

Übergabe als Zuwendung im Rahmen des 

Arbeitsverhältnisses und setzte Lohnsteuer fest. Das 

FG kam letztendlich zu der Entscheidung, dass die 

Übertragung durch die Festlegung der 

Nachfolgeregelung entstanden ist und nicht durch 

das Arbeitsverhältnis an sich. Damit von Arbeitslohn 

ausgegangen werden kann, muss ersichtlich sein, für 

welche früheren oder zukünftigen Leistungen die 

Anteile als Entlohnung gelten sollen. Dazu kommt, 

dass es keine Haltefrist für die Arbeitnehmer gab und 

auch sonst keine weiteren Voraussetzungen. 

Vielmehr liegen hier die Tatbestandsmerkmale einer 

Schenkung vor. 

 

FG Sachsen-Anhalt, Urt. v. 14.6.2021 – 3 V 276/21 (DW20211102) 

 

 

Gewerbesteuer bei Rendering-Leistungen von Architekten

Das FG Köln entschied mit Urteil vom 21.4.2021, 

dass Rendering-Leistungen keine Seltenheit mehr 

sind und von vielen Architekten ausgeübt werden; 

inzwischen ist es sogar Teil des Architekturstudiums. 

Beim Rendering werden Entwurfs-Planungen mit 

Hilfe einer Grafiksoftware dreidimensional 

veranschaulicht, damit der Betrachter einen Eindruck 

von der Wirkung eines Bauwerks bekommt. 

 

Selbst wenn sich Architekten auf diese Tätigkeit 

spezialisieren, gibt es laut der aktuellen 

Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs keinen 

Grund, von gewerblichen Einkünften auszugehen. 

Denn obwohl eine ausschließlich technische Arbeit 

vorliegt, befinden sich Architekten dabei in einem 

Planungsstadium, in dem sie ausreichend 

gestalterisch tätig werden, um den groben Entwurf 

lebendig zu machen. Das Urteil ist rechtskräftig. 

 

FG Köln, Urt. v. 21.4.2021 – 9 K 2291/17 rkr. (DW20211105) 

 

 

Kosten bei Wegeunfall als Werbungskosten absetzbar 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Aufwendungen, die im Zusammenhang mit einem 

Unfall auf beruflicher Fahrt („Wegeunfall“) entstehen 

und nicht von dritter Seite erstattet werden, sind als 

Werbungskosten absetzbar. Zahlungen vom 

Arbeitgeber oder von der Versicherung müssen 

jedoch abgezogen werden. 

 

Die Selbstbeteiligung bei einer 

Vollkaskoversicherung oder Teilkaskoversicherung 

ist absetzbar. Wenn allerdings wegen des Unfalls 

und der Reparaturkosten der Versicherungsbetrag 

hochgesetzt wird, dürfen diese erhöhten Kosten nicht 

steuerlich geltend gemacht werden. 

 

Nachweisen müssen Sie, dass Sie tatsächlich einen 

Unfall erlitten haben, dass sich dieser Unfall auf einer 

beruflichen Fahrt (z. B. auf dem Weg von oder zur 

Arbeit) ereignet hat und wie hoch die Unfallkosten 

sind. Der Nachweis, dass tatsächlich ein Unfall 

vorliegt, lässt sich z. B. belegen anhand objektiver 

Beweismittel wie Fotos, Sachverständigen-

Gutachten, polizeilichem Unfallbericht, 

Unfallschilderung gegenüber der Versicherung, 

Benennung von Zeugen zum Unfallhergang,  

-zeitpunkt und -ort sowie durch Rechnungen und 

Quittungen. 

 

DATEV Mandanten-Monatsinformation – Dezember 2021

 

 

Private Veräußerung von Wirtschaftsgütern über Internetplattformen 

Seit dem Bestehen von Internetplattformen für 

jedermann zur Veräußerung von Wirtschaftsgütern 

aller Art, die bekannteste ist wohl weiterhin „eBay“, 

werden über diese Plattformen von Privatleuten 

Gegenstände veräußert. Diese Plattformen haben in 

weiten Teilen den früher üblichen „Garagen“-

Flohmarkt ersetzt. Der zahlenmäßige Umfang von 

Veräußerungen durch einzelne Personen und der 

dafür aufgewandte Zeitaufwand können aber 

durchaus dazu führen, dass die Finanzverwaltung 

Überlegungen und Nachforschungen anstellt, ob 

diese Tätigkeit wirklich nur eine Privatsache ist oder 

ob nicht die Grenze zum steuerpflichtigen 

Gewerbebetrieb überschritten wird. In diesem 

Zusammenhang entsteht dann die Frage, welche 

Steuerarten hiervon betroffen sein können. Das wäre 

neben der Gewerbesteuer und Einkommensteuer 

auch noch die Umsatzsteuer, die aber hier nicht 

behandelt werden soll. 

 

Nach der für gewerbliche Einkünfte geltenden 

grundsätzlichen Vorschrift in § 15 Abs. 2 EStG setzt 

die Anwendung dieser Vorschrift voraus, dass eine 

selbstständige, nachhaltige Tätigkeit mit der 

Beteiligung am allgemeinen Wirtschaftsverkehr 

unternommen wird, bei der die Absicht besteht, 

daraus Gewinne zu erzielen. Bei der Beurteilung, 

wann diese Voraussetzungen erfüllt sind, muss nach 

der steuerlichen Rechtsprechung auf das Gesamtbild 

der Verhältnisse abgestellt werden. Wann dieses 

Gesamtbild auf eine gewerbliche Tätigkeit schließen 

lässt, ist für die Abgrenzung zwischen einem privaten 

Grundstücksverkauf und einem gewerblichen 

Grundstückshandel von der steuerlichen 

Rechtsprechung in zahlreichen Urteilen bereits 

besprochen worden. Diese Urteile befassen sich 

wegen der erheblichen Bedeutung im Einzelfall i. d. 

R. mit der Anzahl der Grundstücksgeschäfte. Diese 

Anzahl ist aber für die Veräußerungen von 

beweglichen Wirtschaftsgütern nicht entscheidend. 

Zum Handel mit beweglichen Wirtschaftsgütern hat 

sich das oberste Steuergericht (Bundesfinanzhof) nur 

in sehr wenigen Einzelfällen geäußert. Dabei hat das 

Gericht aber einige Grundsätze aufgestellt, die für die 

Abgrenzung hilfreich sind. 

 

1. Erfolgt die Anschaffung der Wirtschaftsgüter 

zum privaten Gebrauch und ohne 

Veräußerungsabsicht, spricht dies gegen einen 

Gewerbebetrieb. 
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2. Werden allerdings wiederholt Gegenstände 

angeschafft, die nicht privat genutzt werden, 

sondern bei denen die Absicht besteht, sie 

wieder zu verkaufen, liegt ein Gewerbebetrieb 

vor. Der gewerbliche Handel wird 

gekennzeichnet vom Erwerb und der 

Weiterveräußerung. 

 

3. Die Anzahl und der Zeitraum der Veräußerungen 

ist dann nicht maßgebend für die Einordnung, 

wenn die ohne Veräußerungsabsicht 

erworbenen Wirtschaftsgüter, z. B. für eine 

private Briefmarken- oder Eisenbahnsammlung, 

später doch veräußert werden. Dies sieht der 

BFH als Umschichtung von Vermögen innerhalb 

der privaten Vermögensanlage. 

 

Anhand der vom Steuerpflichtigen vorgelegten 

Unterlagen und der geführten Aufzeichnungen muss 

unter Anwendung der vorstehenden 

Abgrenzungsmerkmale entschieden werden, ob die 

Wirtschaftsgüter mit Weiterveräußerungsabsicht 

erworben wurden oder ob der Fokus auf dem Aufbau 

einer privaten Sammlung lag. Die Abgrenzung ist 

natürlich besonders schwierig, wenn der 

Steuerpflichtige einen Gewerbebetrieb unterhält und 

auf dem gleichen Gebiet noch eine Sammlung im 

Privatvermögen aufbaut und unterhält. Für diesen 

Fall kommt dem Nachweis der Zugehörigkeit zur 

jeweiligen Vermögensart durch den Steuerpflichtigen 

besondere Bedeutung zu und bei fehlender 

Abgrenzungsmöglichkeit kann die Zuordnung durch 

das Finanzamt nur schwer widerlegt werden. 

 

Aber auch bei der Einordnung der Käufe/Verkäufe in 

den privaten Bereich kann eine 

Einkommensteuerpflicht gewisser privater Verkäufe 

eintreten. 

Wenn Gegenstände des Privatvermögens innerhalb 

eines Jahres an- und verkauft werden, ist ein daraus 

erzielter Gewinn gem. § 23 Abs. 1 Nr. 2 EStG 

steuerpflichtig, es sei denn, es handelt sich um 

Gegenstände des täglichen Gebrauchs. Zu diesen 

steuerpflichtigen Gegenständen zählen z. B. 

Edelmetalle, Schmuck, Gemälde und auch Münzen. 

Aber auch Fremdwährungen und Kryptowährungen 

fallen unter diese Regelung. Zu den 

Wirtschaftsgütern des täglichen Gebrauchs rechnen 

u. a. Möbel, sonstiger Hausrat, Fahrräder und auch 

Pkw (allerdings letztere nicht, wenn es sich um 

Oldtimer handelt, die nicht mehr genutzt werden). 

 

DATEV Mandanten-Monatsinformation – Dezember 2021 

 

 

Echte Abfindung für den Verlust eines Arbeitsplatzes unterliegt der Lohnsteuer – Keine 
Wertguthabenfähigkeit 

Eine echte Abfindung für den Verlust eines 

Arbeitsplatzes unterliegt der Lohnsteuer und kann 

nicht zur Aufstockung eines Wertguthabenkontos 

(Zeitwertkonto) genutzt werden, da kein 

sozialversicherungspflichtiges Arbeitsentgelt vorliegt. 

Das entschied das Finanzgericht Berlin-Brandenburg.  

Eine Arbeitgeberin schloss mit dem Betriebsrat 

aufgrund von Umstrukturierungsmaßnahmen einen 

Interessenausgleich mit dem Ziel, Personal 

abzubauen. Darin wurde ausscheidenden 

Arbeitnehmern eine „Freiwilligen-Abfindung“ 

(Freiwilligenprogramm) zugesagt, welche mit der 

Beendigung des Arbeitsverhältnisses fällig wurde. Es 

wurde die Möglichkeit eingeräumt, die 

Abfindungsleistung in das für sie geführte 

Langzeitkonto einzubringen. Das aufgestockte 

Wertguthaben sollte nach Ende der Beschäftigung auf 

die Deutsche Rentenversicherung Bund (DRV Bund) 

übertragen werden. Die Arbeitgeberin unterwarf die 

Abfindungen, soweit sie dem Langzeitkonto zugeführt 

wurden, nicht der Lohnsteuer und führte auch keine 

Beiträge zur Gesamtsozialversicherung ab.   

 

Das Finanzgericht entschied, dass Abfindungen aus 

Anlass der Beendigung des Arbeitsverhältnisses 

lohnsteuerrechtlichen Arbeitslohn darstellen würden 

und mit Beendigung des Arbeitsverhältnisses 

zugeflossen seien. Die an den Arbeitnehmer aufgrund 

des Freiwilligenprogramms geleistete Abfindung sei 

jedoch kein sozialversicherungspflichtiges 

Arbeitsentgelt. Die Vereinbarung über die Zuführung 

der Abfindung zu einem Wertguthaben sei daher 

wegen Fehlens der Geschäftsgrundlage unwirksam, 

da eine echte Abfindung nicht wertguthabenfähig sei. 

Daher sei die Übertragung der um die 

Abfindungsbeträge scheinbar aufgestockten 

Wertguthabenkonten auch nicht wirksam auf die DRV 

Bund möglich gewesen. Folglich greife auch die 

Steuerbefreiung nach dem Einkommensteuergesetz 

nicht. 

 

Finanzgericht Berlin-Brandenburg, Urteil 4 K 4206/18 vom 17.06.2021, LEXinform 

5024162 Revision eingelegt (BFH IX R 25/21), LEXinform 0953668; § 7f SGB IV; 

§ 14 SGB IV; § 7f Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGB IV; § 3 Nr. 52 EStG 
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Sozialversicherungsbeiträge 

 KANZLEI CHAM 

Goethestraße 8 | 93413 Cham 

Telefon:    09971 8519-0 

eMail:       cham@jgp.de 

 

Website:   www.jgp.de 

 

Amtsgericht Regensburg: PR 89 

Sitz: Cham 

 

ZUSTÄNDIGE KAMMER 

Steuerberaterkammer Nürnberg 

Dürrenhofstraße 4 | 90402 Nürnberg 

www.steuerberaterkammer-nbg.de 

 

Rechtsanwaltskammer Nürnberg 

Fürther Straße 115 | 90429 Nürnberg 

www.rak-nbg.de 

 

Wirtschaftsprüfer-Kammer Berlin 

Rauchstraße 26 | 10787 Berlin 

www.wpk.de 

 

KANZLEI KELHEIM 

Pfarrhofgasse 2 | 93309 Kelheim 

Telefon:    09441 6765-0 

eMail:       kelheim@jgp.de 

 

 

KANZLEI VIECHTACH 

Schmidstraße 16 | 94234 Viechtach 

Telefon:    09942 9471-0 

eMail:       viechtach@jgp.de 

 

 

 

 

 

 

ZUSTÄNDIGE KAMMER 

Steuerberaterkammer München 

Nederlinger Straße 9 | 80638 München 

www.stbk-muc.de 

 

Rechtsanwaltskammer München 

Tal 33 | 80331 München 

www.rechtsanwaltskammer-muenchen.de 

 
 

 

 

 

KANZLEI OBERVIECHTACH 

Marktplatz 13 | 92526 Oberviechtach 

Telefon:    09671 9206-0 

eMail:       oberviechtach@jgp.de 

 

BASISZINSSATZ (§ 247 Abs. 1 BGB) 
 

seit 01.07.2016 

01.01.2015 – 30.06.2016 

01.07.2014 – 31.12.2014 

 

=  - 0,88 % 

=  - 0,83 % 

=  - 0,73 % 

 

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter 

www.bundesbank.de  „Basiszinssatz“ 

 

VERZUGSZINSSATZ (§ 288 BGB) 
 

Rechtsgeschäft mit Verbraucher: 

 

Rechtsgeschäft mit Nichtverbraucher:  

 abgeschlossen bis 28.07.2014: 
 abgeschlossen ab 29.07.2014: 
 

 

Basiszinssatz + 5-%-Punkten 

 

 

Basiszinssatz + 8-%-Punkten 

Basiszinssatz + 9-%-Punkten 

zzgl. 40 € Pauschale 

 

VERBRAUCHERPREISINDEX 

 

2015 = 100 

 

2021 

September = 110,1; August = 110,1; Juli = 110,1; Juni = 109,1; Mai = 108,7; 

April = 108,2; März = 107,5; Februar = 107,0; Januar = 106,3; 

 

Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: 
www.destatis.de – Zahlen und Fakten - Konjunkturindikatoren 
 

 
Partner in Tschechien und der Slowakei 

 
 

TSCHECHISCHE 
TREUHANDGESELLSCHAFT 
Prag, Pilsen, Pisek 
www.cdspraha.cz 

SLOWAKISCHE 
TREUHANDGESELLSCHAFT 
Bratislava 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Stand: 22.11.2021

 
Quellen: Das Wichtigste (November – Dezember 2021), Ernst Röbke Verlag / Mandanten-Monatsinformation (Dezember 2021) DATEV eG | Haftungsausschluss: Es wird darauf hingewiesen, dass alle Angaben in dieser Zeitschrift trotz sorgfältiger 

Bearbeitung ohne Gewähr erfolgen und die Kanzlei von Haftung ausgeschlossen ist. Für Detailinformationen kontaktieren Sie bitte unsere Berater. 

 
SteuerNEWS 


